
Resolution

der Vertreterversammlung der Kassenärztlichen Vereinigung Thüringen

Appell an die Politik: Stoppen Sie das Spargesetz!

Weimar, 01.07.2026. Die Vertreterversammlung der Kassenärztlichen Vereinigung Thüringen 
appelliert an die Abgeordneten des Deutschen Bundestags: Wenn Ihnen die wohnortnahe 
Versorgung der Bürger etwas wert ist, dann stoppen Sie das GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz! 

Die geplanten Kürzungen des Gesetzes treffen insbesondere die ambulante Versorgung. Bei den 
Facharztpraxen drohen herbe Kürzungen, weil Anreize für dringliche Terminvergaben gestrichen 
werden. Hausärzte sollen wieder budgetiert werden. Wenn Politik diesen Plan durchzieht, muss sie 
ihren Wählern ehrlich gestehen: Die Versorgung wird sich verschlechtern. Es wird weniger Termine 
und längere Wartezeiten geben. Allein in Thüringen könnten bis zu 370.000 Terminen verloren 
gehen. 

Gerade in unserem Freistaat mit der höchsten altersstandardisierten Krankheitslast bundesweit, 
steigendem Versorgungsbedarf durch die demografische Entwicklung, zahlreichen offenen 
Hausarzt- und Facharztsitzen, ländlich geprägten Versorgungsstrukturen und bereits heute hoher 
Belastung vieler Praxen wären die Patientinnen und Patienten von den geplanten Maßnahmen 
besonders betroffen. 

Mit dem GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz will die Politik die Finanzen der gesetzlichen 
Krankenversicherung stabilisieren. Niemand bestreitet die Notwendigkeit eines 
verantwortungsvollen Umgangs mit Beitragsgeldern. Mit dem Gesetz spart die Bundespolitik aber 
an der falschen Stelle – auf Kosten der Patientenversorgung. 

Anstatt fahrlässig die wirtschaftliche Grundlage der wohnortnahen Versorgung aufs Spiel zu setzen, 
könnte der Bund die Ausgaben für versicherungsfremde Leistungen konsequent aus Steuermitteln 
finanzieren. Damit wäre das größte Defizit der gesetzlichen Krankenversicherung in den nächsten 
Jahren beseitigt.

Hintergrund

Die zweite und dritte Lesung des GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetzes sind für den 9./10. Juli 
geplant. Die Länder müssen dem Gesetz im Bundesrat nicht zustimmen. 
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